
 

 

GE.24- 

Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen 

  Abschließende Bemerkungen zum kombinierten zweiten und 

dritten periodischen Bericht Belgiens* 

 I. Einleitung 

1. Der Ausschuss prüfte den kombinierten zweiten und dritten periodischen Bericht 

Belgiens (CRPD/C/BEL/2-3) auf seiner 735. und 736. Sitzung (CRPD/C/SR.735 und 736), 

die am 22. August 2024 stattfanden. Auf seiner 750. Sitzung am 2. September 2024 nahm 

der Ausschuss die folgenden Abschließenden Bemerkungen an.  

2. Der Ausschuss begrüßt den von Belgien vorgelegten kombinierten zweiten und dritten 

periodischen Bericht, der gemäß dem vom Ausschuss vor der Berichterstattung erstellten 

Fragenkatalog erstellt wurde. 

3. Der Ausschuss würdigt den konstruktiven Dialog mit der Delegation des 

Vertragsstaats und lobt die Stärke seiner Delegation, der Regierungsvertreter/-innen der 

betroffenen Regionen und Gemeinden und deren jeweilige Verwaltungen angehörten. Der 

Ausschuss würdigt auch die aktive Beteiligung des Interföderalen Zentrums für 

Chancengleichheit (Unia) in ihrer Eigenschaft als nationale Menschenrechtsinstitution und 

unabhängiger Überwachungsmechanismus gemäß Artikel 32 Absatz 2 des 

Übereinkommens.  

 II. Positive Aspekte 

4. Der Ausschuss begrüßt die Fortschritte, die seit der Prüfung des ersten Berichts des 

Vertragsstaats im Jahr 2014 bei der Durchführung von Verfassungs-, Gesetzgebungs- und 

Politikreformen erzielt wurden, insbesondere: 

 (a)  die Einführung eines neuen Dekrets in der Flämischen Region über die 

Lernunterstützung für Schüler/-innen mit besonderem Förderbedarf im Regelschulsystem; 

 (b)  die Aufnahme einer neuen Bestimmung in die Verfassung des Vertragsstaats 

im Jahr 2021, die ein Recht auf angemessene Vorkehrungen garantiert (Art. 22ter); 

 (c)  die Verabschiedung des Gesetzes vom 17. März 2013, das sicherstellt, dass 

nur die betroffene Frau und nicht ein gesetzlicher Vormund ihre Zustimmung zur 

Sterilisation geben kann; 

 (d)  die Einführung eines neuen Beschäftigungszuschusses in der Region Brüssel-

Hauptstadt, um Arbeitgebende zu ermutigen, Menschen mit Beeinträchtigungen einzustellen 

(2024); 
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 (e)  die Verabschiedung der „Strategie für einen integrierten Lebensverlauf für 

Personen mit Autonomieverlust“ (2022) in der Region Wallonien; 

 (f) die Annahme des föderalen Aktionsplans für Menschen mit Behinderungen 

2021-2024 und der Interföderalen Strategie für Menschen mit Beeinträchtigung 2022-2030, 

die darauf abzielt, institutionelle Barrieren abzubauen, um die Rechte von Menschen mit 

Beeinträchtigungen zu gewährleisten (2021); 

 (g)  die Verabschiedung eines neuen königlichen Erlasses über „Arbeitssuchende 

mit schweren medizinischen, geistigen, psychologischen oder psychiatrischen Problemen“ 

(MMPP) (2019), der es Personen mit psychosozialen Beeinträchtigungen ermöglicht, eine 

längere und spezifischere Unterstützung bei der Arbeitssuche zu erhalten (2019). 

5. Der Ausschuss begrüßt die Bemühungen des Vertragsstaats, seinen institutionellen 

und politischen Rahmen für die Umsetzung des Übereinkommens zu verbessern, 

insbesondere die Annahme und/oder Einrichtung der folgenden Maßnahmen: 

 (a) die Einrichtung von Beiräten für Menschen mit Beeinträchtigungen in der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft (2023), Flandern (2022), der Französischen Gemeinschaft 

(2023), der Wallonischen Region (2023) und Brüssel (2018); 

 (b) die Annahme des Barrierefreiheitsplans 2022-2024 in der Wallonischen 

Region; 

 (c) die Einrichtung einer Interministeriellen Konferenz für Beeinträchtigung 

(2022); 

 (d) die Einrichtung der Wallonischen Agentur für Gesundheit, Sozialschutz, 

Behinderung und Familie (2016); 

 (e)  die Annahme der Charta zur Gleichstellung von Menschen mit 

Beeinträchtigungen durch die Region Brüssel-Hauptstadt, die Gemeinsame 

Gemeinschaftskommission und die Französische Gemeinschaftskommission (2015); 

 (f)  die Einrichtung von Inter, der Agentur für Barrierefreiheit in Flandern (2015), 

durch die Flämische Gemeinschaft und die Flämische Region; 

 (g)  die Anwendung des Grundsatzes der „personengebundenen Finanzierung“ für 

Erwachsene sowie die verstärkte finanzielle Unterstützung für Kinder mit 

Beeinträchtigungen und ihr Netzwerk, einschließlich eines aufgestockten Budgets für 

persönliche Assistenz für Kinder mit Beeinträchtigungen.  

 III. Hauptproblembereiche und Empfehlungen 

 A. Allgemeine Grundsätze und Verpflichtungen (Art. 1-4) 

6. Der Ausschuss ist besorgt über: 

 (a)  das Versäumnis des Vertragsstaats, Informationen über das Übereinkommen, 

die Allgemeinen Bemerkungen und Richtlinien des Ausschusses und seine Politik für 

Menschen mit Beeinträchtigungen sowie über die Mandate und Zuständigkeiten der 

Behörden im Zusammenhang mit den Rechten von Menschen mit Beeinträchtigungen in 

barrierefreier Form angemessen zu fördern und zu verbreiten; 

 (b)  das Fehlen jeglicher Harmonisierung zwischen den föderalen, regionalen und 

kommunalen Verwaltungen in Bezug auf die Definitionen von Beeinträchtigungen und auf 

die Politik im Zusammenhang mit Beeinträchtigungen; 

 (c)  die Prävalenz des medizinischen Modells von Behinderungen in dem 

Vertragsstaat, auch im Rahmen seiner Systeme zur Beurteilung von Beeinträchtigungen und 

in Bezug auf die Kriterien für den Zugang zu notwendigen Dienstleistungen und 

Unterstützungsleistungen, sowie Berichte darüber, dass die föderale multidisziplinäre 

Beurteilung das Umfeld oder die individuellen Bedürfnisse der Person nicht angemessen 

berücksichtigt; 
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 (d)  die vorgesehenen Änderungen des Wahlrechts durch kürzlich verabschiedete 

Rechtsvorschriften wie das Gesetz vom 28. März 2023, die es Gerichten erleichtert, eine 

Person mit geistiger und/oder psychosozialer Beeinträchtigung für unfähig zu erklären, ihre 

politischen Rechte auszuüben.  

7. Der Ausschuss bekräftigt seine früheren Abschließenden Bemerkungen 

(CRPD/C/BEL/CO/1 Ziff. 6 und 7) und empfiehlt dem Vertragsstaat, in enger 

Absprache mit und unter aktiver Beteiligung von Menschen mit Beeinträchtigungen, 

über ihre repräsentierenden Organisationen: 

 (a) Informationen über das Übereinkommen, die Allgemeinen Bemerkungen 

und Richtlinien des Ausschusses, seine Maßnahmen für Menschen mit 

Beeinträchtigungen sowie über die Mandate und Zuständigkeiten der Behörden im 

Zusammenhang mit den Rechten von Menschen mit Beeinträchtigungen auch in 

barrierefreier Form zu fördern und zu verbreiten; 

 (b) seinen rechtlichen und politischen Rahmen für Beeinträchtigungen auf 

föderaler, regionaler und kommunaler Ebene mit den Grundsätzen des 

Übereinkommens in Einklang zu bringen, indem er unter anderem das 

menschenrechtliche Modell von Behinderung in seine Gesetze, Vorschriften und 

Maßnahmen einbezieht; 

 (c) seine Systeme zur Bewertung von Beeinträchtigungen zu überarbeiten, 

indem er das medizinische Modell von Behinderung durch das menschenrechtliche 

Modell von Behinderung ersetzt und Systeme einrichtet, die darauf abzielen, rechtliche 

und umweltbedingte Hindernisse für Menschen mit Beeinträchtigungen zu bewerten 

und die notwendige Unterstützung und Hilfe bereitzustellen, um ihr Recht auf ein 

unabhängiges Leben und die volle Inklusion in die Gesellschaft zu fördern; 

 (d)  alle Bestimmungen im Zivilgesetzbuch und im Wahlgesetz aufzuheben, 

die Menschen mit Beeinträchtigungen davon ausschließen, politische Rechte zu haben 

oder sie gleichberechtigt mit anderen auszuüben. 

8. Der Ausschuss ist besorgt über: 

 (a) Berichte, wonach Menschen mit Beeinträchtigungen nicht regelmäßig eng 

konsultiert und über ihre Vertretungsorganisationen aktiv an der Ausarbeitung und 

Umsetzung von Rechtsvorschriften und politischen Maßnahmen zur Durchführung des 

Übereinkommens beteiligt werden; 

 (b) die Beteiligung von Organisationen, die nicht die Anforderungen von 

Organisationen von Menschen mit Beeinträchtigungen erfüllen, wie sie der Ausschuss in 

seiner Allgemeinen Bemerkung Nr. 7 (2018) dargelegt hat, in verschiedenen Beiräten auf 

verschiedenen Verwaltungsebenen. 

9. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, in enger Absprache mit und unter 

aktiver Beteiligung von Menschen mit Beeinträchtigungen, über ihre 

repräsentierenden Organisationen: 

 (a) rechtlich verankerte Mechanismen mit angemessenen personellen, 

technischen und finanziellen Ressourcen einzurichten, um eine enge Konsultation und 

aktive Beteiligung von Menschen mit Beeinträchtigungen über die sie 

repräsentierenden Organisationen, einschließlich der Organisationen von Frauen und 

Mädchen mit Beeinträchtigungen, in allen Phasen, einschließlich der frühen Phasen, 

der Ausarbeitung und Umsetzung von Rechtsvorschriften und politischen Maßnahmen 

zur Durchführung des Übereinkommens sicherzustellen; 

 (b) sicherzustellen, dass die Organisationen, die an den Beiräten auf 

verschiedenen Verwaltungsebenen teilnehmen, die in der Allgemeinen Bemerkung 

Nr. 7 (2018) des Ausschusses festgelegten Anforderungen erfüllen. 
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 B. Spezifische Rechte (Art. 5-30) 

  Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung (Art. 5) 

10. Der Ausschuss erkennt an, dass auf föderaler Ebene die Notwendigkeit anerkannt 

wird, sich überschneidende und mehrfache Formen von Diskriminierung in die 

Gesetzgebung aufzunehmen. Er ist jedoch besorgt über:  

 (a) das Fehlen von Informationen über die Anerkennung von intersektioneller 

Diskriminierung aufgrund von Beeinträchtigungen und deren Überschneidung mit anderen 

Gründen, wie rassistische Zuschreibung, Alter, Geschlecht, Ethnie, sexuelle Ausrichtung 

oder Gender; 

 (b)  Verfahrenshindernisse bei der Umsetzung der Antidiskriminierungsgesetze 

aufgrund der hohen Komplexität der Beantwortung der Frage, ob verschiedene Arten des 

Schutzes vor Diskriminierung eine föderale oder eine regionale Angelegenheit sind.  

11. Der Ausschuss verweist auf seine Allgemeine Bemerkung Nr. 6 (2018) und die 

Vorgaben 10.2 und 10.3 der Ziele für nachhaltige Entwicklung und empfiehlt dem 

Vertragsstaat, in enger Absprache mit und unter aktiver Beteiligung von Menschen mit 

Beeinträchtigungen, über ihre repräsentierenden Organisationen: 

 (a) den Schutz vor Diskriminierung, Mehrfachdiskriminierung und 

intersektioneller Diskriminierung durch Überarbeitung und Umsetzung von 

Rechtsvorschriften, die diese Formen der Diskriminierung auf föderaler Ebene und in 

den Regionen behandeln, zu fördern;  

 (b) Meldestellen und Durchführung von Erhebungen einzurichten, um die 

notwendigen Daten für die Dokumentation von Diskriminierung, insbesondere von 

intersektioneller Diskriminierung, zu sammeln; 

 (c) eine einzige Anlaufstelle für die Opfer von Diskriminierung und 

Mehrfachdiskriminierung auf föderaler, regionaler, kommunaler und Gemeindeebene 

einzurichten, um Beschwerden einzureichen.  

  Frauen mit Behinderungen (Art. 6) 

12. Der Ausschuss stellt mit Besorgnis fest, dass: 

 (a) die Berücksichtigung von Frauen und Mädchen mit Beeinträchtigungen und 

ihrer Rechte gemäß des Übereinkommens in Strategien, öffentlichen Maßnahmen und Plänen 

zu Maßnahmen für Menschen mit Beeinträchtigungen und Gleichstellung der Geschlechter 

sowohl auf föderaler Ebene als auch in den Regionen spärlich und selektiv ist; 

 (b) es nur wenige statistische Informationen über die Hindernisse gibt, auf die 

Frauen und Mädchen mit Beeinträchtigungen bei der Ausübung ihrer Rechte aus dem 

Übereinkommen stoßen, sodass es unmöglich ist, die derzeitige Situation von Frauen und 

Mädchen mit Beeinträchtigungen in Staat, Gesellschaft und Wirtschaft und deren Ursachen 

zuverlässig zu erfassen.  

13. Unter Hinweis auf seine Allgemeine Bemerkung Nr. 3 (2016) und die Ziele 5.1, 

5.2 und 5.5 der Ziele für nachhaltige Entwicklung empfiehlt der Ausschuss dem 

Vertragsstaat, in enger Absprache mit und unter aktiver Beteiligung von Menschen mit 

Beeinträchtigungen, einschließlich Frauen und Mädchen mit Beeinträchtigungen, über 

ihre repräsentierenden Organisationen: 

 (a) die Rechte von Frauen und Mädchen mit Beeinträchtigungen im Rahmen 

des Übereinkommens in allen öffentlichen Maßnahmen, Aktionsplänen und Strategien 

auf allen Verwaltungsebenen, auch in denjenigen, die die Rechte von Menschen mit 

Beeinträchtigungen und die Rechte von Frauen betreffen, zu berücksichtigen; 

 (b) Mechanismen zur Erhebung und Zusammenstellung von Statistiken über 

die Hindernisse, auf die Frauen und Mädchen mit Beeinträchtigungen bei der 

Ausübung ihrer Rechte nach dem Übereinkommen stoßen, aufgeschlüsselt nach 
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Beeinträchtigung, rassistischer Zuschreibung, Alter, Region und anderen relevanten 

Kriterien, einzurichten. 

  Kinder mit Behinderungen (Art. 7) 

14. Der Ausschuss stellt mit Besorgnis fest, dass: 

 (a) Kinder mit Beeinträchtigungen nicht in Entscheidungen einbezogen werden, 

die ihr Leben betreffen, und zwar auf allen Ebenen der Verwaltung;  

 (b) die Unterstützungsdienste für Kinder mit Beeinträchtigungen, die zu Hause 

leben, äußerst spärlich sind, was dazu führt, dass sie vermehrt in Heimen untergebracht 

werden und in anderen nicht inklusiven Strukturen leben. 

15. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, in enger Absprache mit und unter 

aktiver Beteiligung von Menschen mit Beeinträchtigungen, einschließlich 

Organisationen von Kindern mit Beeinträchtigungen, über ihre repräsentierenden 

Organisationen: 

 (a) die Rechtsvorschriften auf den relevanten Verwaltungsebenen zu ändern, 

um das Recht von Kindern mit Beeinträchtigungen zu gewährleisten, ihre Meinung in 

allen sie betreffenden Angelegenheiten frei zu äußern, wobei ihre Ansichten 

entsprechend ihrem Alter und ihrer Reife gebührend berücksichtigt werden, und um 

eine auf ihre Beeinträchtigungen und ihr Alter zugeschnittene Unterstützung zur 

Verwirklichung dieses Rechts zu erhalten; 

 (b) ausreichende Mittel für die Entwicklung und erforderliche 

Unterstützungsmaßnahmen für Kinder mit Beeinträchtigungen und die sie 

betreuenden Personen bereitzustellen, um ihre Unterbringung in Heimen und anderen 

nicht inklusiven Strukturen zu vermeiden. 

  Bewusstseinsbildung (Art. 8) 

16. Der Ausschuss stellt mit Besorgnis fest, dass: 

 (a)  das medizinische Modell von Behinderung weiterhin besteht und dass 

Menschen mit Beeinträchtigungen weithin als Empfänger/-innen der Großzügigkeit der 

Gesellschaft wahrgenommen werden; und dass es nur unzureichende 

Sensibilisierungsmaßnahmen zur Förderung der Anerkennung von Menschen mit 

Beeinträchtigungen als gleichberechtigte Träger von Rechten auf allen föderalen 

Verwaltungsebenen gibt;  

 (b) die gesellschaftliche Wahrnehmung, dass Menschen mit Down-Syndrom und 

anderen Beeinträchtigungen weniger wert sind als andere Menschen, zu dem hohen Maß an 

selektiven Schwangerschaftsabbrüchen nach pränatalen Diagnosen von Down-Syndrom oder 

anderen Beeinträchtigungen beiträgt. 

17. Der Ausschuss empfiehlt, dass der Vertragsstaat:  

 (a)  in enger Absprache mit und unter aktiver Beteiligung von Menschen mit 

Beeinträchtigungen über die sie repräsentierenden Organisationen 

Sensibilisierungsstrategien und Aktionsprogramme auf allen staatlichen Ebenen 

entwickelt und umsetzt, die auf dem menschenrechtlichen Modell von Behinderung 

basieren, um Staat, Wirtschaft und Gesellschaft für die Würde und die Rechte von 

Menschen mit Beeinträchtigungen zu sensibilisieren; 

 (b) sicherstellt, dass werdende Eltern, die sich einem pränatalen Screening 

unterziehen, umfassende Informationen und eine nicht-direktive Beratung erhalten, die 

keine Stereotypen über Menschen mit Beeinträchtigungen oder Werte im 

Zusammenhang mit dem medizinischen Modell von Behinderung fördert. 

  Barrierefreiheit (Art. 9) 

18. Der Ausschuss stellt fest, dass es in den Regionen des Vertragsstaats gesetzliche 

Normen für die Barrierefreiheit gibt. Er ist jedoch nach wie vor besorgt darüber, dass: 
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 (a)  die Normen für die Barrierefreiheit sich auf neue Gebäude oder auf 

wesentliche Renovierungen bestehender Gebäude beschränken, für die eine 

Baugenehmigung erforderlich ist, sich jedoch nicht auf bestehende Gebäude erstrecken und 

regelmäßig Maßnahmen ausschließen, die den Zugang für Personen mit Seh-, Hör-, geistigen 

und/oder psychosozialen Beeinträchtigungen gewährleisten; 

 (b) die Normen für die Barrierefreiheit von Infrastrukturen wie Straßen, Parks und 

anderen öffentlichen Infrastrukturen selektiv und spärlich zu sein scheinen; 

 (c) die Umsetzung der Anforderungen an die Barrierefreiheit nicht systematisch 

nach Abschluss der Bauarbeiten überprüft wird; 

 (d) verbindliche Pläne mit klaren Zeitvorgaben, Zuständigkeiten, Budgets und 

Überwachungsmechanismen fehlen, um öffentliche Verkehrsmittel für Menschen mit 

Beeinträchtigungen barrierefrei zu machen, und infolgedessen eine sehr ungleiche 

Barrierefreiheit je nach Verkehrsanbieter sowie ein allgemein langsames Tempo bei der 

Umsetzung der Barrierefreiheit im öffentlichen Verkehr herrscht; 

 (e) eine Garantie für die autonome Barrierefreiheit des Bahn- und Busverkehrs 

und Reisen auf See fehlt. 

19. Unter Hinweis auf seine Allgemeine Bemerkung Nr. 2 (2014) zur Barrierefreiheit 

bekräftigt der Ausschuss seine früheren Empfehlungen (Ziff. 21) und empfiehlt dem 

Vertragsstaat, in enger Absprache mit und unter aktiver Beteiligung von Menschen mit 

Beeinträchtigungen, über ihre repräsentierenden Organisationen: 

 (a) die Ergänzung der bestehenden Normen für die Barrierefreiheit von 

Gebäuden durch Normen, die den Zugang für Menschen mit Seh-, Hör-, geistigen 

und/oder psychosozialen Beeinträchtigungen gewährleisten, die Ausweitung der 

Anwendbarkeit der Normen für die Barrierefreiheit von Gebäuden auf bestehende 

öffentliche und private Gebäude, unabhängig von Bauanträgen, sowie die 

Ausarbeitung eines Plans für die Umsetzung dieser Normen mit einem klaren 

Zeitrahmen und einer Überwachung; 

 (b) die Überprüfung der Barrierefreiheitsstandards für Infrastrukturen wie 

Straßen, Parks und andere öffentliche Infrastrukturen, um sicherzustellen, dass sie die 

Barrierefreiheit für Personen mit allen Arten von Beeinträchtigungen gewährleisten, 

und die Ausarbeitung von Plänen zu ihrer Umsetzung mit klaren Zeitrahmen, 

Zuständigkeiten, Budgets und Überwachung; 

 (c) die Sicherstellung, dass die Umsetzung der Barrierefreiheitsstandards 

nach Abschluss der Bauarbeiten systematisch überprüft wird und dass bei 

Nichteinhaltung der Standards unverzüglich Abhilfemaßnahmen getroffen werden; 

 (d) die Ausarbeitung verbindlicher Pläne mit klaren Zeitrahmen, 

Zuständigkeiten, Budgets und Überwachungsmechanismen, um öffentliche 

Verkehrsmittel für Menschen mit Beeinträchtigungen, einschließlich Menschen mit 

hohem Unterstützungsbedarf, barrierefrei zu machen, und die Ausweitung dieser Pläne 

auf alle Verkehrsträger, einschließlich Bahn-, Bus-, Luft- und Seeverkehr; 

 (e) die Verankerung einer Garantie für die autonome Barrierefreiheit von 

Bahn- und Busverkehr und Reisen auf See per Gesetz, die in den folgenden Bereichen 

gilt: 

(i) Verordnung (EU) 2021/782 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 29. April 2021 über die Rechte und Pflichten der Fahrgäste im 

Eisenbahnverkehr (Neufassung);  

(ii) Verordnung (EU) Nr. 181/2011 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 16. Februar 2011 über die Fahrgastrechte im Kraftomnibusverkehr 

und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004;  

(iii) Verordnung (EU) Nr. 1177/2010 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 24. November 2010 über die Fahrgastrechte im See- und 

Binnenschiffsverkehr und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004. 
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  Recht auf Leben (Art. 10) 

20. Der Ausschuss ist besorgt über: 

 (a)  Berichte, wonach Menschen mit Beeinträchtigungen in Einrichtungen, 

einschließlich Pflegeheimen und psychiatrischen Einrichtungen, eine wesentlich niedrigere 

Lebenserwartung haben als die Allgemeinbevölkerung; 

 (b) Berichte, wonach Menschen mit psychosozialen Beeinträchtigungen infolge 

von Polizeieinsätzen aufgrund der Verwendung von Zwangsmitteln und der mangelnden 

Ausbildung von Einsatzkräften gestorben sind; 

 (c) das Fehlen von Informationen über die Häufigkeit von Selbstmord bei jungen 

Menschen mit Beeinträchtigungen im Alter von 15 bis 29 Jahren, obwohl Selbstmord die am 

häufigsten genannte Todesursache bei jungen Menschen in dieser Altersgruppe ist.  

21. Der Ausschuss empfiehlt, dass der Vertragsstaat: 

 (a) systematisch Daten über die Lebenserwartung und die Sterblichkeitsrate 

von Menschen mit Beeinträchtigungen, einschließlich Frauen und Mädchen mit 

Beeinträchtigungen, in Einrichtungen erhebt und umfassende Mechanismen schafft, 

die sicherstellen, dass Menschen mit Beeinträchtigungen in Einrichtungen eine 

hochwertige Gesundheitsversorgung, medizinische und sonstige Unterstützung für ein 

gesundes Leben erhalten, sowie ihre Umsetzung genau überwacht wird, bis der Prozess 

der Deinstitutionalisierung von Menschen mit Beeinträchtigungen abgeschlossen ist;  

 (b) die Bemühungen zur Verhinderung des Todes von Menschen mit 

Beeinträchtigungen durch Gewaltanwendung seitens der Polizei, des 

Gefängnispersonals und anderer Strafverfolgungsbehörden durch die Ausarbeitung 

eines umfassenden Aktionsplans, der Maßnahmen zur obligatorischen Schulung, zur 

Abschaffung von Gewalt und zur Umsetzung multidisziplinärer 

Unterstützungsmaßnahmen ohne Zwang vorsieht, verstärkt; 

 (c) statistische Daten über die Todesursachen junger Menschen mit 

Beeinträchtigungen erhebt und die erforderlichen barrierefreien Dienste, einschließlich 

psychosozialer Dienste, zur Beseitigung dieser Ursachen bereitstellt.  

  Gefahrensituationen und humanitäre Notlagen (Art. 11) 

22. Die Covid-19-Pandemie und die Überschwemmungen im Jahr 2021 führten zu einem 

deutlichen Anstieg der Zahl der Todesfälle und des Leids von Menschen mit 

Beeinträchtigungen, da es keinen angemessenen koordinierten Rahmen für den Schutz und 

die Sicherheit von Menschen mit Beeinträchtigungen gibt und es an koordinierten 

Präventions- und Reaktionsmaßnahmen, die Menschen mit Beeinträchtigungen einbeziehen, 

auf föderaler, regionaler und kommunaler Ebene fehlt. Der Ausschuss ist besorgt darüber, 

dass: 

 (a)  Evakuierungspläne, die Menschen mit Beeinträchtigungen, einschließlich 

Menschen mit Mobilitätsbeeinträchtigungen, einbeziehen, häufig fehlen, und die 

bestehenden Pläne nicht ausreichend koordiniert sind;  

 (b) Notrufdienste, Notrufnummern und digitale Notrufanwendungen für 

Menschen mit Beeinträchtigungen, insbesondere für Menschen mit Hörbeeinträchtigungen, 

oft nicht barrierefrei sind; 

 (c) lokale Behörden und Notdienste sich häufig der Anwesenheit und der 

Bedürfnisse von Menschen mit Beeinträchtigungen nicht bewusst sind, was dazu führt, dass 

Menschen mit Beeinträchtigungen in Krisensituationen unbemerkt und ohne angemessene 

Hilfe bleiben.  

23. Unter Hinweis auf den Sendai-Rahmen für Katastrophenvorsorge 2015-2030, 

die Leitlinien des Ständigen interinstitutionellen Ausschusses zur Inklusion von 

Menschen mit Behinderungen in humanitäre Maßnahmen und die Leitlinien des 

Ausschusses für die Deinstitutionalisierung, auch in Notsituationen (2022)1, empfiehlt 

                                                        
 1 CRPD/C/5. 
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der Ausschuss dem Vertragsstaat in enger Absprache mit und unter aktiver Beteiligung 

von Menschen mit Beeinträchtigungen über ihre repräsentierenden Organisationen: 

 (a) einen umfassenden Krisenmanagementplan anzunehmen, der Menschen 

mit Beeinträchtigungen in vollem Umfang einbezieht, indem unter anderem alle 

Evakuierungspläne, die Krisenkommunikation, die Notdienste und die Gewährleistung 

wesentlicher Dienste zu jeder Zeit, auch in der Wohnung, uneingeschränkt barrierefrei 

gemacht werden und die Achtung der Privatsphäre von Menschen mit 

Beeinträchtigungen sichergestellt wird; 

 (b) eine Strategie zur Inklusion von Menschen mit Beeinträchtigungen auf 

allen Verwaltungsebenen für alle Arten von Risiken und Notfällen, einschließlich des 

Klimawandels und Notfällen im Bereich der öffentlichen Gesundheit, zu entwickeln 

und die Bedürfnisse von Menschen mit Beeinträchtigungen in Risikosituationen im 

Rahmen einer solchen Strategie anzuerkennen. 

  Gleiche Anerkennung vor dem Recht (Art. 12) 

24. Der Ausschuss erkennt an, dass der Vertragsstaat einige Reformen seines 

Vormundschaftsrechts mit der Absicht durchgeführt hat, dass die Betreuung Vorrang vor der 

Vertretung hat. Unter Hinweis auf seine früheren Empfehlungen (Ziff. 23) ist der Ausschuss 

jedoch besorgt darüber, dass:  

 (a)  trotz gesetzlicher Reformen, wie dem Gesetz vom 8. November 2023, die 

geltenden Rechtsvorschriften nach wie vor Ersatzregelungen für die Entscheidungsfindung 

für Menschen mit Beeinträchtigungen enthalten, einschließlich der Möglichkeit für Gerichte, 

Betreuer/-innen für Menschen mit Beeinträchtigungen auszuwählen; 

 (b) in Berichten darauf hingewiesen wird, dass die Zahl der unter Vormundschaft 

stehenden Personen zunimmt und dass es an Daten über die Zahl der unter Vormundschaft 

stehenden Personen  mit Beistand und mit Vertretung mangelt; 

 (c) Friedensrichter/-innen, die für die Ernennung und Verwaltung von Betreuer/-

innen für Menschen mit Beeinträchtigungen zuständig sind, eine sehr hohe Arbeitsbelastung 

und unzureichende Ressourcen haben. 

25. Unter Hinweis auf seine Allgemeine Bemerkung Nr. 1 (2014) empfiehlt der 

Ausschuss dem Vertragsstaat, in enger Absprache mit und unter aktiver Beteiligung 

von Menschen mit Beeinträchtigungen, über ihre repräsentierenden Organisationen: 

 (a) seine Gesetzgebung zu überarbeiten, um alle Formen von 

Ersatzentscheidungen zu beseitigen und sie durch Maßnahmen zur unterstützten 

Entscheidungsfindung zu ersetzen, die den Willen und die Präferenzen von Menschen 

mit Beeinträchtigungen respektieren, und eine umfassende Strategie für die Umsetzung 

von Mechanismen zur unterstützten Entscheidungsfindung mit angemessenen 

Schutzmaßnahmen auf allen Ebenen der föderalen, kommunalen, regionalen und 

Gemeindeverwaltungen zu entwickeln; 

 (b)  bis zur Verabschiedung solcher Rechtsvorschriften und 

Umsetzungsstrategien statistische Daten über die Zahl der unter Vormundschaft 

stehenden Personen („gerichtlicher Schutz“) zu sammeln, aufgeschlüsselt nach Art der 

Vormundschaft, Art der Beeinträchtigung, Gender, Ethnie, Alter und sonstigem 

relevanten Status; 

 (c) die erforderlichen Mittel und Unterstützungsmaßnahmen für Menschen 

mit Beeinträchtigungen, die ihre Rechtsfähigkeit ausüben, bereitzustellen; und bis zur 

Abschaffung der Regelungen für Ersatzentscheidungen die Mittel und geeigneten 

Instrumente bereitzustellen, um die Friedensrichter/-innen in die Lage zu versetzen, 

Entscheidungen auf Einzelfallbasis zu treffen und sicherzustellen, dass die Umsetzung 

des reformierten Gesetzes dem Geist entspricht, in dem es gedacht war. 

  Zugang zur Justiz (Art. 13) 

26. Der Ausschuss ist besorgt darüber, dass: 
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 (a)  altersgerechte, auf Beeinträchtigungen und geschlechterspezifische 

Verfahrensvorkehrungen, die eine wirksame Beteiligung an allen rechtlichen Verfahren 

gewährleisten, nicht ausreichend vorhanden sind;  

 (b) gehörlose und schwerhörige Personen keinen garantierten Rechtsanspruch auf 

eine(n) kostenlose(n) Gebärdensprachdolmetscher/-in in allen Prozessen haben, in denen das 

Recht angewendet wird; 

 (c) Menschen mit Beeinträchtigungen nicht mehr automatisch Anspruch auf 

kostenlose Prozesskostenhilfe haben; 

 (d) das Justizpersonal, wie z. B. Richter/-innen, Gerichtsschreiber/-innen und 

andere, oft nur unzureichend für die individuellen Bedürfnisse von Menschen mit 

Beeinträchtigungen ausgebildet sind.  

27. Der Ausschuss verweist auf die Internationalen Grundsätze und Leitlinien für 

den Zugang für Menschen mit Behinderungen zur Justiz und empfiehlt dem 

Vertragsstaat, in enger Absprache mit und unter aktiver Beteiligung von Menschen mit 

Beeinträchtigungen über ihre repräsentierenden Organisationen:  

 (a) alters- und geschlechtsspezifische verfahrenstechnische Vorkehrungen 

für Menschen mit Beeinträchtigungen in allen Gerichts- und Verwaltungsverfahren, 

unabhängig davon, ob es sich um zivil-, straf- oder verwaltungsrechtliche Verfahren 

handelt, auf kostenloser Basis zu treffen, einschließlich des Zugangs zu zertifizierten 

Gebärdendolmetscher/-innen, damit Menschen mit Beeinträchtigungen effektiv an 

solchen Verfahren teilnehmen können, auch als Richter/-innen, Gerichtsschreiber/-

innen, Anwälten und Anwältinnen oder Zeugen und Zeuginnen, und die notwendigen 

verfahrenstechnischen Änderungen vorzunehmen, um solche Vorkehrungen zu treffen;  

 (b) eine angemessene und obligatorische Schulung des gesamten Justiz- und 

Verwaltungspersonals des Vertragsstaats zu gewährleisten, einschließlich der 

Mitglieder der Justiz, der Verwaltungsbehörden, der Polizeibeamten und -beamtinnen, 

der Staatsanwälte und Staatsanwältinnen und des Gefängnispersonals, über die 

Anwendung der Normen und Grundsätze des Übereinkommens, um den Zugang zur 

Justiz sicherzustellen; 

 (c) sicherzustellen, dass Menschen mit Beeinträchtigungen Zugang zu 

erschwinglichem Rechtsbeistand haben. 

  Freiheit und Sicherheit der Person (Art. 14) 

28. Der Ausschuss ist besorgt darüber, dass: 

 (a)  Menschen mit Beeinträchtigungen aufgrund ihrer Beeinträchtigung 

rechtmäßig ihrer Freiheit beraubt werden können, und trotz gesetzlicher Reformen, die 

versuchen, eine solche Freiheitsberaubung auf die schwerwiegendsten Fälle zu beschränken, 

ist die Zahl der internierten Personen in dem Vertragsstaat auf über 4.000 angestiegen; 

 (b) Menschen mit Beeinträchtigungen, insbesondere Menschen mit geistigen 

und/oder psychosozialen Beeinträchtigungen und Menschen mit Beeinträchtigungen ohne 

Aufenthaltsgenehmigung, häufig ohne angemessene Unterstützung auf unbestimmte Zeit in 

Unterbringungseinrichtungen, psychiatrischen Nebengebäuden und Gefängnissen 

untergebracht werden. 

29. Unter Hinweis auf die Leitlinien zum Recht von Menschen mit Behinderungen 

auf Freiheit und Sicherheit und seine Leitlinien zur Deinstitutionalisierung, auch in 

Notsituationen (2022), sowie auf seine Allgemeine Bemerkung Nr. 1 (2014) empfiehlt 

der Ausschuss dem Vertragsstaat, in enger Absprache mit und unter aktiver 

Beteiligung von Menschen mit Beeinträchtigungen, über ihre repräsentierenden 

Organisationen: 

 (a) die Änderung und/oder Aufhebung aller Gesetze und Abschaffung von 

Praktiken, die Freiheitsentzug aufgrund von Beeinträchtigungen, härtere Maßnahmen 

gegen Menschen mit Beeinträchtigungen als gegen andere Angeklagte, die wegen 

derselben Straftaten verurteilt wurden, und unbefristete Haft zulassen, sowie die 
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Gewährleistung des gleichberechtigten Zugangs zur Justiz für Menschen mit 

Beeinträchtigungen während des gesamten Gerichtsverfahrens;  

 (b) sicherzustellen, dass internierte Personen ohne Aufenthaltsgenehmigung, 

einschließlich Menschen mit Beeinträchtigung, Zugang zu externer Betreuung und 

Unterstützung haben, um sie in die Lage zu versetzen, das Gefängnis, die 

psychiatrischen Nebengebäude und andere Sicherheitseinrichtungen zu verlassen und 

in der Gemeinschaft zu leben, wenn sie dazu berechtigt sind; 

 (c) dringend den Mangel an Barrierefreiheit und an Maßnahmen zur 

Unterstützung von Beeinträchtigung und psychisch Kranken, einschließlich der 

Bereitstellung angemessener Unterkünfte, sowie die Überbelegung von Gefängnissen 

und Hafteinrichtungen zu beheben und angemessene Unterstützungsmaßnahmen zur 

Erleichterung der Wiedereingliederung in die Gemeinschaft zu gewährleisten; 

 (d) den gemeinsamen offenen Brief des Ausschusses mit dem 

Sonderberichterstatter für die Rechte von Menschen mit Behinderungen vom Juni 

20212 anzuerkennen und bei seiner künftigen Beteiligung an einem etwaigen Prozess 

für ein Zusatzprotokoll oder eine Empfehlung zum Übereinkommen von Oviedo darauf 

hinzuwirken, dass von Zwangsmaßnahmen abgesehen wird und ein Rahmen ohne 

Zwangsmaßnahmen für die psychische Gesundheit geschaffen wird, wie es das 

Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen verlangt. 

  Freiheit von Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung 

oder Strafe (Art. 15) 

30. Der Ausschuss begrüßt die Einrichtung eines Mechanismus zur Verhütung von Folter 

und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe 

innerhalb des föderalen Instituts für den Schutz und die Förderung der Menschenrechte 

(FIRM). Er ist jedoch besorgt, dass: 

 (a)  Fesseln, Zwangsmaßnahmen und die Isolierung von Menschen mit 

Beeinträchtigungen, insbesondere von Menschen mit geistigen und/oder psychosozialen 

Beeinträchtigungen, nach innerstaatlichem Recht immer noch legal sind und häufig als 

Strafmaßnahme oder aufgrund von Personalmangel oder Überbelegung in geschlossenen 

oder halbgeschlossenen Wohneinrichtungen eingesetzt werden; 

 (b) die praktische Durchführung der Besuche des Präventionsmechanismus an 

Orten, an denen Personen die Freiheit entzogen wird, einschließlich Einrichtungen für 

Menschen mit Beeinträchtigungen, psychiatrische Einrichtungen und Pflegeheime, zur 

Verhinderung von Folter und anderer unmenschlicher Behandlung auf regionaler Ebene nicht 

vorgesehen ist.  

31. Der Ausschuss empfiehlt, dass der Vertragsstaat: 

 (a) jede Form von Zwangsmaßnahmen gegen Menschen mit 

Beeinträchtigungen, einschließlich Menschen mit geistigen und/oder psychosozialen 

Beeinträchtigungen, unmissverständlich verbietet; 

 (b) einen Aktionsplan für die praktische Durchführung von Besuchen des 

Präventionsmechanismus FIRM von Menschen mit Beeinträchtigungen an Orten, an 

denen ihnen die Freiheit entzogen ist, auch auf regionaler Ebene und in 

Zusammenarbeit mit Unia und dem Flämischen Menschenrechtsinstitut ausarbeitet, 

damit der Präventionsmechanismus alle Orte der Freiheitsentziehung im Vertragsstaat 

überwachen kann, im Einklang mit den vom Unterausschuss für die Verhütung von 

Folter in seiner Allgemeinen Bemerkung über die Definition und den Umfang von 

Haftanstalten festgelegten Standards, sowie das gesamte Personal, einschließlich des 

Polizeipersonals, das mit Menschen mit Beeinträchtigungen arbeitet, für die Rechte von 

Menschen mit Beeinträchtigungen sensibilisiert. 

                                                        
 2 Siehe 

https://view.officeapps.live.com/op/view.aspx?src=https%3A%2F%2Fwww.ohchr.org%2Fsites%2Fd
efault%2Ffiles%2FDocuments%2FHRBodies%2FCRPD%2FOpen_letter_Add_Prot_Ovi_Conv.docx
&wdOrigin=BROWSELINK. 

https://view.officeapps.live.com/op/view.aspx?src=https%3A%2F%2Fwww.ohchr.org%2Fsites%2Fdefault%2Ffiles%2FDocuments%2FHRBodies%2FCRPD%2FOpen_letter_Add_Prot_Ovi_Conv.docx&wdOrigin=BROWSELINK
https://view.officeapps.live.com/op/view.aspx?src=https%3A%2F%2Fwww.ohchr.org%2Fsites%2Fdefault%2Ffiles%2FDocuments%2FHRBodies%2FCRPD%2FOpen_letter_Add_Prot_Ovi_Conv.docx&wdOrigin=BROWSELINK
https://view.officeapps.live.com/op/view.aspx?src=https%3A%2F%2Fwww.ohchr.org%2Fsites%2Fdefault%2Ffiles%2FDocuments%2FHRBodies%2FCRPD%2FOpen_letter_Add_Prot_Ovi_Conv.docx&wdOrigin=BROWSELINK
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  Freiheit von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch (Art. 16) 

32. Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass der nationale Aktionsplan zur Bekämpfung 

geschlechtsspezifischer Gewalt (2021-2025) auch geschlechtsspezifische Gewalt gegen 

Menschen mit Beeinträchtigungen behandelt. Er ist dennoch besorgt darüber, dass: 

 (a)  Frauen und Mädchen mit Beeinträchtigungen weitgehend nicht über 

Beschwerde- und Rechtsbehelfsmechanismen bei geschlechtsspezifischer Gewalt informiert 

sind; 

 (b) der Zugang zu Unterstützungsmaßnahmen, zu Betreuungszentren nach 

Sexueller Gewalt (BSG) und Notunterkünften für Frauen und Mädchen mit 

Beeinträchtigungen, die Opfer geschlechtsspezifischer Gewalt sind, nicht gewährleistet ist; 

 (c) Berichte über Vergeltungsmaßnahmen gegen Frauen und Mädchen mit 

Beeinträchtigungen, die sich beschweren, wie z. B. die Ausweisung aus Einrichtungen, ohne 

dass die für ein unabhängiges Leben in der Gemeinschaft erforderliche Unterstützung 

gewährt wird. 

33. Unter Hinweis auf seine Erklärung vom 24. November 2021 zur Beseitigung 

geschlechtsspezifischer Gewalt gegen Frauen und Mädchen mit Beeinträchtigungen3 

empfiehlt der Ausschuss dem Vertragsstaat, in enger Absprache mit und unter aktiver 

Beteiligung von Menschen mit Beeinträchtigungen, einschließlich Frauen und 

Mädchen mit Beeinträchtigungen, über ihre repräsentierenden Organisationen: 

 (a) sicherzustellen, dass Menschen mit Beeinträchtigungen, einschließlich 

Frauen und Mädchen mit Beeinträchtigungen, barrierefreie Informationen darüber 

erhalten, wie sie Fälle von Gewalt, einschließlich geschlechtsspezifischer Gewalt, 

vermeiden, erkennen und melden können, und dass Menschen mit Beeinträchtigungen, 

die Opfer von Ausbeutung, Gewalt oder Missbrauch sind, Zugang zu unabhängigen 

Beschwerdemechanismen und angemessenen Rechtsbehelfen, wie Wiedergutmachung 

und angemessene Entschädigung, einschließlich Rehabilitation, haben;  

 (b) sicherzustellen, dass die Dienste für Opfer geschlechtsspezifischer Gewalt, 

einschließlich der Betreuungszentren nach Sexueller Gewalt (BSG) und der 

Notunterkünfte, für Frauen und Mädchen mit Beeinträchtigungen barrierefrei 

zugänglich sind, unter anderem durch barrierefreie Gebäude und Einrichtungen, 

barrierefreie Informationen und Kommunikation sowie die Bereitstellung von 

Unterstützung und Hilfe im Zusammenhang mit Beeinträchtigungen; 

 (c) sicherzustellen, dass Menschen mit Beeinträchtigungen, einschließlich 

Frauen und Mädchen mit Beeinträchtigungen, die Opfer von Gewalt in Heimen 

werden, vor Vergeltungsmaßnahmen geschützt werden, wenn sie Beschwerde 

einreichen. 

  Schutz der Unversehrtheit der Person (Art. 17) 

34. Der Ausschuss ist besorgt darüber, dass: 

 (a)  Berichten zufolge Frauen mit Beeinträchtigungen, insbesondere Frauen und 

Mädchen mit geistigen und/oder psychosozialen Beeinträchtigungen, die in 

Gemeinschaftsunterkünften leben oder in Einrichtungen und Heimen untergebracht sind, 

häufig gezwungen werden, sich Sterilisationsverfahren zu unterziehen und 

Empfängnisverhütungsmittel anzuwenden, und wenn ihre Zustimmung eingeholt wird, dies 

häufig ohne angemessene Information geschieht; 

 (b) es an Daten über die Anwendung von Zwangssterilisation und 

Zwangsverhütung bei Menschen mit Beeinträchtigungen, einschließlich Frauen und 

Mädchen mit Beeinträchtigungen, mangelt; 

 (c) es trotz der Verabschiedung der „Resolution zur Anerkennung des Rechts auf 

körperliche Unversehrtheit von intersexuellen Minderjährigen“ im Februar 2021 noch keinen 

                                                        
 3 Siehe https://www.un.org/development/desa/disabilities/wp-content/uploads/sites/15/2021/12/CRPD-

Statement-25_11_2021-End-violence-against-Women-1.pdf 

https://www.un.org/development/desa/disabilities/wp-content/uploads/sites/15/2021/12/CRPD-Statement-25_11_2021-End-violence-against-Women-1.pdf
https://www.un.org/development/desa/disabilities/wp-content/uploads/sites/15/2021/12/CRPD-Statement-25_11_2021-End-violence-against-Women-1.pdf
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Rechtsrahmen gibt, der unnötige medizinische Eingriffe, insbesondere „normalisierende“ 

Operationen und Hormonbehandlungen von intersexuellen Menschen, insbesondere von 

minderjährigen intersexuellen Menschen, ohne deren vollständige und informierte 

persönliche Zustimmung verbietet. 

35. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, im Einklang mit dem 

menschenrechtlichen Modell von Behinderung und der gemeinsamen Erklärung des 

Ausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinderungen und des Ausschusses zur 

Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau sowie der Allgemeinen 

Bemerkung Nr. 3 zu Frauen und Mädchen mit Behinderungen und der Istanbul-

Konvention und in enger Konsultation mit und unter aktiver Beteiligung von Menschen 

mit Beeinträchtigungen, insbesondere  von Frauen und Mädchen mit 

Beeinträchtigungen , durch ihre repräsentierenden Organisationen: 

 (a) alle gesetzgeberischen, politischen und administrativen Maßnahmen zu 

ergreifen, um sicherzustellen, dass die Anwendung von Sterilisation und 

Empfängnisverhütung durch alle Frauen und Mädchen mit Beeinträchtigungen in 

allen Bereichen auf ihrer freien und informierten persönlichen Zustimmung beruht, 

wobei die Würde und Autonomie von Frauen und Mädchen mit Beeinträchtigungen zu 

achten ist, und dass Einrichtungen oder Institutionen eine  Sterilisation oder die 

Anwendung von Verhütungsmitteln bei ihren Bewohnern und Bewohnerinnen nicht als 

Vorbedingung für die Aufnahme in die Einrichtung verlangen; 

 (b) Daten zu sammeln, aufgeschlüsselt nach Ethnie, Geschlecht, Gender, 

Alter, Beeinträchtigung, Region und anderen relevanten Kriterien, um eine genaue 

Schätzung der Zahl der Personen zu ermöglichen, die sich ohne ihre freie und 

informierte persönliche Zustimmung einer Sterilisation oder  Empfängnisverhütung 

unterzogen haben, und insbesondere zu bewerten, ob diese Praktiken zunehmen oder 

abnehmen und wo sie vorkommen; 

 (c) die Verabschiedung und Umsetzung von Rechtsvorschriften für das 

gesamte Gebiet des Vertragsstaats zu beschleunigen, die die Durchführung medizinisch 

nicht notwendiger und irreversibler medizinischer Eingriffe, einschließlich 

chirurgischer, hormoneller oder anderer medizinischer Verfahren an intersexuellen 

Minderjährigen, ausdrücklich verbieten und straf-, zivil- und verwaltungsrechtliche 

Rechtsbehelfe, Gesundheitsversorgung und psychosoziale Unterstützung für 

intersexuelle Personen, die einer intersexuellen Genitalverstümmelung unterzogen 

wurden, vorsehen. 

  Freizügigkeit und Staatsangehörigkeit (Art. 18) 

36. Der Ausschuss ist besorgt über:  

 (a)  die negativen Auswirkungen auf Geflüchtete und Asylbewerber/-innen mit 

Beeinträchtigungen und Menschen mit Beeinträchtigungen in ähnlichen Situationen wie 

Geflüchtete, die durch die Verzögerung der Aufnahmeverfahren, einschließlich der 

„Gefährdungsprüfung“ zur Feststellung von Beeinträchtigungen, und der Bereitstellung von 

Wohnraum, wesentlichen Dienstleistungen und Hilfe für Menschen mit Beeinträchtigungen 

verursacht werden; 

 (b) die Tatsache, dass Migrantenfamilien ohne Papiere mit Kindern, keine andere 

Wahl haben, als in Gemeinschaftsstrukturen untergebracht zu werden, selbst wenn die 

Gemeinschaftsunterkunft für das Kind mit Beeinträchtigungen oder ein anderes 

Familienmitglied mit Beeinträchtigungen nicht geeignet ist, und dass infolgedessen 

Familienmitglieder mit Beeinträchtigungen häufig am Zugang zu angepassten 

Unterbringungsstrukturen gehindert werden. 

37. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, die verschiedenen föderalen 

Ebenen zu koordinieren, um die übermäßig lange Dauer der Aufnahmeverfahren zu 

beheben und allen Menschen mit Beeinträchtigungen, die um internationalen Schutz 

ersuchen, Dienstleistungen anzubieten, unter anderem durch die Gewährleistung einer 

raschen Beurteilung der Beeinträchtigung und des erforderlichen 

Unterstützungsbedarfs, die Bereitstellung verfahrensrechtlicher Vorkehrungen und 
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angemessener Vorkehrungen, grundlegender Dienstleistungen und auf die 

Beeinträchtigungen bezogene Unterstützung, barrierefreier Wohnungen und 

Unterkünfte, auch für Migrantenfamilien ohne Papiere mit Kindern oder 

Familienmitgliedern mit Beeinträchtigungen. 

  Selbstbestimmtes Leben und Inklusion in die Gemeinschaft (Art. 19) 

38. Der Ausschuss stellt mit Besorgnis fest, dass: 

 (a)  es keine nachhaltigen Bemühungen gibt, das Recht von Menschen mit 

Beeinträchtigungen auf ein unabhängiges Leben und die Einbeziehung in die Gemeinschaft 

zu fördern, und dass keine der wallonischen, der Brüsseler oder der deutschsprachigen 

Behörden Pläne zur Deinstitutionalisierung umgesetzt haben; 

 (b) die Flämische und die Wallonische Region zwar persönliche Assistenz für 

erwachsene Menschen mit Beeinträchtigungen eingeführt haben, dass aber die 

unzureichende Finanzierung dazu geführt hat, dass die Antragstellenden auf übermäßig lange 

Wartelisten gesetzt werden, die die Wahrnehmung des Rechts auf ein unabhängiges Leben 

und die Inklusion in die Gemeinschaft praktisch verhindern; 

 (c) sich die meisten Eltern von Kindern mit Beeinträchtigungen aufgrund des 

Mangels an barrierefreien Diensten für ein unabhängiges Leben in der Gemeinschaft für 

nicht-inklusive und segregierte Dienste in Bezug auf Schule, Freizeit, Unterkunft usw. 

entscheiden;  

 (d) Menschen mit Beeinträchtigungen, einschließlich Kindern mit 

Beeinträchtigungen, die in Frankreich leben, in psychiatrischen Krankenhäusern und anderen 

Einrichtungen des Vertragsstaats untergebracht werden. 

39. Der Ausschuss verweist auf seine Allgemeine Bemerkung Nr. 5 (2017) über die 

selbstbestimmte Lebensführung und Inklusion in die Gemeinschaft, seine Leitlinien zur 

Deinstitutionalisierung, auch in Notsituationen (2022)4, und den Bericht des 

Sonderberichterstatters über die Rechte von Menschen mit Behinderungen über die 

Umgestaltung der Dienstleistungen für Menschen mit Beeinträchtigungen5 und 

empfiehlt dem Vertragsstaat, in enger Absprache und unter aktiver Beteiligung von 

Menschen mit Beeinträchtigungen durch ihre repräsentierenden Organisationen: 

 (a) eine wirksame Deinstitutionalisierungsstrategie mit Zeitrahmen, Zielen, 

Finanzierung und Überwachung auszuarbeiten und umzusetzen, die verschiedene 

Wohnformen vorsieht, um Menschen mit Beeinträchtigungen eine echte 

Wahlmöglichkeit hinsichtlich der Art und des Ortes des Wohnens zu geben, und 

sicherzustellen, dass gemeindenahe Dienste zur Verfügung stehen und Menschen mit 

Beeinträchtigungen, einschließlich Menschen mit geistigen und/oder psychosozialen 

Beeinträchtigungen, ihr Recht auf ein unabhängiges Leben und auf Einbeziehung in 

die Gemeinschaft tatsächlich wahrnehmen können; 

 (b) ausreichende administrative und finanzielle Mittel für persönliche 

Assistenz für ein unabhängiges Leben und die Eingliederung in die Gesellschaft 

sicherzustellen, um Wartelisten in allen Regionen abzuschaffen und Informationen in 

barrierefreier Form über den Zugang zu persönlicher Assistenz bereitzustellen; 

 (c) Unterstützung für Kinder mit Beeinträchtigungen und ihre Betreuer/-

innen anzubieten, damit sie gleichberechtigt mit anderen Kindern Zugang zu nicht 

segregierten Diensten in Schule, Freizeit, Unterkunft und anderen Bereichen haben; 

 (d) die Praxis der aktiven Förderung der Unterbringung von Menschen mit 

Beeinträchtigungen, die in Frankreich leben, in Einrichtungen wie psychiatrischen 

Krankenhäusern und anderen Institutionen im Vertragsstaat einzustellen. 

                                                        
 4 CRPD/C/5. 
 5 A/HRC/52/32. 
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  Persönliche Mobilität (Art. 20) 

40. Der Ausschuss ist besorgt über: 

 (a)  die nach wie vor unzureichende Barrierefreiheit von öffentlichen 

Verkehrsmitteln und anderen Mobilitätsdiensten und die Tatsache, dass Menschen mit 

Beeinträchtigungen, die älter als 65 Jahre sind, im Allgemeinen keinen Anspruch auf 

Mobilitätshilfen, Geräte und unterstützende Technologie haben;  

 (b) das Fehlen eines angemessenen Budgets für die Verbesserung der Qualität 

grundlegender Dienstleistungen in medizinischen Einrichtungen und der Bereitstellung von 

Blinden- und Assistenzhunden;  

 (c) die Anwendung eines medizinischen Modells der Behinderung bei der 

Beurteilung des Bedarfs an Mobilitätshilfen. 

41. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, in enger Absprache mit und unter 

aktiver Beteiligung von Menschen mit Beeinträchtigungen, über ihre 

repräsentierenden Organisationen: 

 (a) sicherzustellen, dass Mobilitätsmaßnahmen den Bedürfnissen von 

Menschen mit Beeinträchtigungen, einschließlich Menschen mit Beeinträchtigungen 

über 65 Jahren, entsprechen und dass Mobilitätshilfen zu erschwinglichen Kosten an 

die Bedürfnisse jedes einzelnen Menschen mit Beeinträchtigungen angepasst werden;  

 (b) Haushaltspläne, die Menschen mit Beeinträchtigungen einschließen, auf 

allen Verwaltungsebenen zu entwickeln, um eine ausreichende Zuweisung von 

Finanzmitteln zur Verbesserung der Qualität grundlegender Dienstleistungen, auch im 

medizinischen Bereich sowie für Blinden- und Assistenzhunde, zu gewährleisten;  

 (c) seine Systeme zur Bewertung von Beeinträchtigungen grundlegend neu 

auszurichten, indem Elemente des medizinischen Modells von Behinderung durch 

Grundsätze des menschenrechtlichen Modells von Behinderung ersetzt werden, indem 

Systeme eingerichtet werden, die darauf abzielen, rechtliche und umweltbedingte 

Hindernisse für Menschen mit Beeinträchtigungen zu bewerten und die notwendige 

Unterstützung und Hilfe bereitzustellen, um das Recht von Menschen mit 

Beeinträchtigungen auf ein unabhängiges Leben und die volle Inklusion in die 

Gesellschaft zu verwirklichen. 

  Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit und Zugang zu Informationen 

(Art. 21) 

42. Der Ausschuss ist besorgt über: 

 (a)  die unzureichenden öffentlichen Informationen von Behörden, privaten 

Dienstleistern und Medien in barrierefreien Formaten wie Easy Read, einfacher Sprache, 

Untertiteln, Gebärdensprache, Blindenschrift, Audiobeschreibung sowie taktilen, 

unterstützenden und alternativen Kommunikationsmitteln; 

 (b) die fehlende Anerkennung von Gebärdensprachen als Amtssprachen in allen 

Regionen und Gemeinschaften und über die unzureichende Anzahl von zertifizierten 

Gebärdensprachdolmetscher/-innen für die verschiedenen Sprachen;  

 (c) die eingeschränkte Barrierefreiheit von Websites und mobilen Anwendungen 

des öffentlichen Sektors und darüber, dass der private Sektor nicht gesetzlich verpflichtet ist, 

seine Websites oder Anwendungen barrierefrei zu machen; 

 (d) die unzureichenden Unterstützungsmaßnahmen, insbesondere den Zugang 

zum Erlernen der Gebärdensprache, für Menschen mit Hör- und Sehbeeinträchtigungen, für 

ihre Familienangehörigen und für ihr enges soziales Umfeld und den dadurch stark 

eingeschränkten Zugang zu Kommunikation und Information. 

43. Der Ausschuss empfiehlt, dass der Vertragsstaat:  

 (a) einen Rechtsrahmen schafft, der öffentliche Einrichtungen, die allgemeine 

Dienstleistungen für die Öffentlichkeit erbringen, dazu verpflichtet, Informationen in 

barrierefreien Formaten anzubieten, wie Easy Read, einfacher Sprache, Untertiteln, 
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Gebärdensprache, Blindenschrift, Audiobeschreibung sowie taktilen, unterstützenden 

und alternativen Kommunikationsmitteln; 

 (b) die Verabschiedung von Gesetzen zur Anerkennung von 

Gebärdensprachen als Amtssprachen in allen Regionen und Gemeinschaften 

beschleunigt, die finanzielle Unterstützung für Dienste von 

Gebärdensprachdolmetschern und -dolmetscherinnen erhöht und die Attraktivität des 

Berufs des Gebärdensprachdolmetschers und der Gebärdensprachdolmetscherin 

steigert; 

 (c) die Umsetzung der europäischen Richtlinie über den barrierefreien 

Zugang zu Websites und mobilen Anwendungen öffentlicher Stellen auf föderaler, 

regionaler und gemeinschaftlicher Ebene überwacht, indem er den erforderlichen 

Rechtsrahmen verabschiedet, diese Verpflichtung auf den privaten Sektor ausweitet 

und Rechtsmittel bei Nichteinhaltung schafft sowie Durchführungsvorschriften auf 

Geräte ausweitet, die nicht unter die Richtlinie fallen. 

  Achtung der Privatsphäre (Art. 22) 

44. Der Ausschuss ist besorgt über den geringen Schutz der persönlichen, 

gesundheitlichen und rehabilitativen Daten von Menschen mit Beeinträchtigungen, die nach 

dem Gesetz über die Rechte der Patienten für geschäftsunfähig erklärt wurden.  

45. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, in enger Absprache mit und unter 

aktiver Beteiligung von Menschen mit Beeinträchtigungen, über ihre 

repräsentierenden Organisationen:  

 (a) sicherzustellen, dass personenbezogene Daten sowie Gesundheits- und 

Rehabilitationsdaten vor jeglicher zweckentfremdeten Verwendung geschützt werden, 

in regelmäßigen Abständen aktualisiert, validiert und gelöscht werden, sobald ihre 

Zwecke erfüllt sind; 

 (b) das EU-Gesetz über künstliche Intelligenz in nationales Recht zu 

übernehmen und ein Überwachungsgremium mit Fachkenntnissen über die Rechte des 

Übereinkommens, den Datenschutz und den Schutz der Privatsphäre einzurichten, um 

die Umsetzung des Gesetzes zu überwachen. 

  Achtung der Wohnung und der Familie (Art. 23) 

46. Der Ausschuss ist besorgt über: 

 (a)  das Fehlen gesetzlicher Maßnahmen, die sicherstellen, dass Menschen mit 

Beeinträchtigungen Zugang zu altersgerechter und geschlechtsspezifischer Information und 

Aufklärung über sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte, einschließlich 

Familienplanung, haben;  

 (b) die Tatsache, dass Menschen mit Beeinträchtigungen oft keine andere Wahl 

haben, als sich auf informelle Betreuer/-innen zu verlassen, weil sie keine persönliche 

Assistenz haben;  

 (c) die fehlende Unterstützung für Eltern von Kindern mit Beeinträchtigungen und 

für Eltern mit Beeinträchtigungen, die mit einem Mangel an Unterstützungsdiensten 

konfrontiert sind, die es ihnen ermöglichen würden, ihr Recht auf Elternschaft 

gleichberechtigt mit anderen auszuüben.  

47. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, in enger Absprache mit und unter 

aktiver Beteiligung von Menschen mit Beeinträchtigungen, über ihre 

repräsentierenden Organisationen:  

 (a) Maßnahmen zur Schulung und Sensibilisierung des 

Gesundheitspersonals in Bezug auf die Rechte von Menschen mit Beeinträchtigungen 

und die unvoreingenommene Beratung und Unterstützung von werdenden Eltern nach 

der pränatalen Diagnose des Down-Syndroms oder anderer Beeinträchtigungen zu 

ergreifen, damit diese in voller Kenntnis der Sachlage Entscheidungen über die 

Schwangerschaft treffen können;  
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 (a) Richtlinien zu verabschieden, um Menschen mit Beeinträchtigungen, 

einschließlich Kindern mit Beeinträchtigungen, Zugang zu altersgerechter und 

geschlechtsspezifischer Information und Aufklärung in barrierefreier Form über 

sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte, einschließlich Familienplanung, zur 

Verfügung zu stellen;  

 (c) den Zugang von Menschen mit Beeinträchtigungen zu den Diensten 

persönlicher Assistenten sicherzustellen und nicht zu denen von informellen 

Pflegepersonen, um ihr Recht auf ein Familienleben und ein unabhängiges Leben in der 

Gemeinschaft wahrzunehmen, und zu diesem Zweck das Gesetz vom 17. Mai 2019 zur 

Anerkennung nahestehender Hilfspersonen zu überarbeiten und den 

Unterstützungsbedarf von Menschen mit Beeinträchtigungen ausdrücklich 

anzuerkennen;  

 (d) gesetzliche und politische Maßnahmen zur Gewährleistung einer 

angemessenen Unterstützung für Eltern von Kindern mit Beeinträchtigungen 

anzunehmen, damit sie ihre Kinder in einem familiären Umfeld aufziehen können, ohne 

den Arbeitsmarkt verlassen zu müssen.  

  Bildung (Art. 24) 

48. Der Ausschuss ist besorgt darüber, dass: 

 (a)  der Vertragsstaat den höchsten Prozentsatz von Schüler/-innen in 

Förderschulen in der Europäischen Union hat, und es an Bemühungen fehlt, die öffentliche 

Unterstützung für eine inklusive Bildung aufzubauen, während es nach wie vor ein hohes 

Maß an negativer Einstellung und geringen Erwartungen gegenüber Schüler/-innen mit 

Beeinträchtigungen gibt; 

 (b) es keinen umfassenden Plan mit klaren Zielen und Methoden für die 

Verwirklichung einer hochwertigen inklusiven Bildung in allen Bildungsbereichen gibt;  

 (c) es im bestehenden Rahmen der inklusiven Bildung nur begrenzte 

Vorkehrungen für Barrierefreiheit, angemessene Vorkehrungen, individuelle Unterstützung 

und Hilfe in den Klassenräumen gibt;  

 (d) die Regelschule die Einschulung von Kindern mit Beeinträchtigungen 

verweigern kann, wenn sie der Ansicht ist, dass die Bereitstellung angemessener 

Vorkehrungen eine zu große Belastung darstellen würde, sodass Kinder mit komplexem 

Unterstützungsbedarf häufig vom Regelunterricht ausgeschlossen werden. 

49. Unter Hinweis auf seine Allgemeine Bemerkung Nr. 4 (2016) empfiehlt der 

Ausschuss dem Vertragsstaat, in enger Absprache mit und unter aktiver Beteiligung 

von Menschen mit Beeinträchtigungen, über ihre repräsentierenden Organisationen: 

 (a) die Hindernisse zu beseitigen und die Herausforderungen zu bewältigen, 

die einen wirksamen Übergang von der Förderschulbildung zur inklusiven 

Regelschulbildung verhindert haben, unter anderem durch die Sensibilisierung für das 

Recht auf inklusive Bildung, die Bekämpfung negativer Einstellungen und geringer 

Erwartungen gegenüber Schüler/-innen mit Beeinträchtigungen, die Förderung der 

Forschung über inklusive Bildungsmethoden und die Festlegung bewährter Verfahren 

für inklusive Bildungseinrichtungen im Vertragsstaat; 

 (b) einen umfassenden Übergangsplans und eine Strategie zu entwickeln, 

einschließlich eines detaillierten Zeitplans und der erforderlichen Finanzierung, zur 

Förderung einer koordinierten, qualitativ hochwertigen inklusiven Bildung in 

verschiedenen Politikbereichen, mit spezifischen Schritten zur Entwicklung eines 

qualitativ hochwertigen inklusiven Bildungssystems; 

 (c) eine Schulung über inklusive Bildung und deren Umsetzung für das 

gesamte Lehr- und Nichtlehrpersonal in allen Schulen verpflichtend zu machen und 

eine ausreichende Anzahl qualifizierter Fachkräfte für die Unterstützung von Schüler/-

innen mit Beeinträchtigungen, einschließlich Schüler/-innen mit geistigen und/oder 

psychosozialen Beeinträchtigungen, auszubilden und einzustellen; 
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 (d) angemessene Vorkehrungen für Studierende mit Beeinträchtigungen auf 

allen Bildungsebenen, einschließlich der Hochschulbildung, bereitzustellen.  

  Gesundheit (Art. 25) 

50. Der Ausschuss ist besorgt über:  

 (a)  den fehlenden Zugang zu einer geschlechtergerechten, hochwertigen 

Gesundheitsversorgung für Menschen mit Beeinträchtigungen, einschließlich der weit 

verbreiteten fehlenden Barrierefreiheit von Infrastruktur und medizinischer Ausrüstung, 

sowie das Fehlen von Informationen über die physische Barrierefreiheit der medizinischen 

Infrastruktur auf vielen Websites;  

 (b) Berichte, wonach Menschen mit Beeinträchtigungen häufig nicht in der Lage 

sind, ihre freie und informierte persönliche Zustimmung zu medizinischen Verfahren oder 

Eingriffen zu geben, was zum Teil auf einen Mangel an barrierefreien Informationen über 

Gesundheitsdienste und -behandlungen zurückzuführen ist; 

 (c) die mangelnde Erschwinglichkeit der Gesundheitsversorgung für Menschen 

mit Beeinträchtigungen, die Berichten zufolge dazu geführt hat, dass Menschen mit 

Beeinträchtigungen aufgrund finanzieller Engpässe auf eine medizinische Behandlung 

verzichten; 

 (d) die fehlende Schulung von medizinischem und pflegerischem Fachpersonal 

über die Rechte von Menschen mit Beeinträchtigungen, um zu verhindern, dass die 

bestehende Abhängigkeit von Menschen mit Beeinträchtigungen von medizinischem und 

pflegerischem Fachpersonal zu Missbrauch und Gewalt führt. 

51. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, in enger Absprache mit und unter 

aktiver Beteiligung von Menschen mit Beeinträchtigungen, über ihre 

repräsentierenden Organisationen: 

 (a) die verbindlichen Normen für den barrierefreien Zugang auf alle 

medizinischen und paramedizinischen Infrastrukturen und Gesundheitsdienste 

auszuweiten und diese alters- und geschlechtsspezifischer zu gestalten;  

 (b) einen Rahmen zu schaffen, der sicherstellt, dass Menschen mit 

Beeinträchtigungen tatsächlich ihre freie und informierte persönliche Zustimmung zu 

allen medizinischen Verfahren oder Eingriffen geben können, unter anderem durch 

Bereitstellung aller Informationen über Gesundheitsversorgung und Behandlung in 

barrierefreier Form;  

 (c) sicherzustellen, dass Menschen mit Beeinträchtigungen gleichberechtigt 

mit anderen und zu erschwinglichen Kosten Zugang zur Gesundheitsversorgung 

haben, u. a. durch Gewährung spezieller Leistungen für finanziell benachteiligte 

Menschen mit Beeinträchtigungen und durch Integration dieser Leistungen in das 

allgemeine Leistungssystem in allen Regionen;  

 (d) sicherzustellen, dass das menschenrechtliche Modell von Behinderung 

und die Achtung der Würde, der Autonomie und der Bedürfnisse von Menschen mit 

Beeinträchtigungen systematisch in die Lehrpläne für die Ausbildung aller 

Angehörigen der medizinischen und Gesundheitsberufe aufgenommen werden. 

  Habilitation und Rehabilitation (Art. 26) 

52. Der Ausschuss ist besorgt darüber, dass: 

 (a)  manche Menschen mit Beeinträchtigungen weite Strecken zurücklegen 

müssen, um an ihre individuellen Bedürfnisse angepasste Rehabilitationsdienste zu 

erreichen; 

 (b) Menschen mit Beeinträchtigungen in Einrichtungen keine Wahl bei der 

Erbringung von Habilitations- und Rehabilitationsleistungen haben;  

 (c) es an Maßnahmen zur Gewährleistung der Erstausbildung und Weiterbildung 

von Fachkräften und Personal fehlt, die Habilitations- und Rehabilitationsdienste erbringen. 
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53. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, in enger Absprache mit und unter 

aktiver Beteiligung von Menschen mit Beeinträchtigungen, über ihre 

repräsentierenden Organisationen: 

 (a) eine klare nationale Strategie und einen Umsetzungsplan zu entwickeln, 

um sicherzustellen, dass Habilitations- und Rehabilitationsprogramme und -dienste 

umfassend und so konzipiert sind, dass sie das Recht von Menschen mit 

Beeinträchtigungen auf ein unabhängiges Leben und auf Einbeziehung in die 

Gemeinschaft fördern und unterstützen, und dass sie kostenlos und wohnortnah für 

Menschen mit Beeinträchtigungen bereitgestellt werden; 

 (b) Maßnahmen zu ergreifen, um eine systematische und kontinuierliche 

Schulung der Fachleute und des Personals, die Habilitations- und 

Rehabilitationsdienste erbringen, über die Rechte und Bedürfnisse von Menschen mit 

Beeinträchtigungen sicherzustellen. 

  Arbeit und Beschäftigung (Art. 27) 

54. Der Ausschuss ist besorgt darüber, dass: 

 (a)  die Beschäftigungsquoten von Menschen mit Beeinträchtigungen zu niedrig 

sind und nach wie vor unter dem europäischen Durchschnitt der Beschäftigungsquoten liegen 

und dass es keine erkennbaren Fortschritte auf dem Weg zu einem inklusiven Arbeitsmarkt 

gibt, da die Mehrheit der beschäftigten Menschen mit Beeinträchtigungen in Werkstätten für 

Menschen mit Beeinträchtigungen arbeitet;  

 (b) die Position von Frauen mit Beeinträchtigungen auf dem Arbeitsmarkt 

schwach ist, da nur 45 % der Frauen mit Beeinträchtigungen einer Vollzeitbeschäftigung 

nachgehen und Frauen mit Beeinträchtigungen auf dem Arbeitsmarkt generell 

unterrepräsentiert sind; 

 (c) es an wirksamen Mechanismen zur Umsetzung und Überwachung des 

Gesetzes vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung bestimmter Formen von Diskriminierung, 

einschließlich der Verweigerung angemessener Vorkehrungen, fehlt; 

 (d) es an Maßnahmen fehlt, die eine enge Konsultation und aktive Beteiligung von 

Menschen mit Beeinträchtigungen über ihre repräsentierenden Organisationen bei der 

Umsetzung der Maßnahmen zur Wiedereingliederung von Personen nach einer langfristigen 

Arbeitsunfähigkeit gewährleisten;  

 (e) die Standardberufsausbildung unzureichend umgesetzt wird und es an 

Maßnahmen fehlt, die sicherstellen, dass Personen mit Hörbeeinträchtigungen, insbesondere 

französischsprachige Personen, Zugang zu einer Ausbildung im professionellen 

Gebärdensprachdolmetschen haben. 

55. Unter Hinweis auf seine Allgemeine Bemerkung Nr. 8 (2022) empfiehlt der 

Ausschuss dem Vertragsstaat, in enger Absprache mit und unter aktiver Beteiligung 

von Menschen mit Beeinträchtigungen, über ihre repräsentierenden Organisationen: 

 (a) eine Strategie und einen Aktionsplan zu entwickeln und umzusetzen, die 

auf föderaler und regionaler Ebene anwendbar sind, um den Übergang von Menschen 

mit Beeinträchtigungen, einschließlich Frauen mit Beeinträchtigungen, aus der 

Arbeitslosigkeit oder aus der Beschäftigung in Werkstätten für Menschen mit 

Beeinträchtigungen in eine inklusive Beschäftigung auf dem offenen Arbeitsmarkt zu 

erleichtern;  

 (b) Beschäftigungsmöglichkeiten zu fördern und die entsprechenden 

Programme zur Erhöhung der Beschäftigungsquote von Menschen mit 

Beeinträchtigungen zu stärken, einschließlich Frauen mit Beeinträchtigungen, sowohl 

im privaten als auch im öffentlichen Sektor, sowie die Unterstützung bei der Suche, 

Erlangung, Aufrechterhaltung und Wiederaufnahme einer Beschäftigung zu 

verbessern; 

 (c) wirksame rechtliche Mechanismen zur Umsetzung und Überwachung des 

Gesetzes vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung bestimmter Formen von Diskriminierung, 
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einschließlich der Verweigerung angemessener Vorkehrungen, einschließlich 

Beschwerdemechanismen; 

 (d) die Richtlinie von 2017 zur Wiedereingliederung von Personen nach einer 

langfristigen Arbeitsunfähigkeit wirksam umzusetzen; 

 (e) sicherzustellen, dass Personen mit Hörbeeinträchtigungen, insbesondere 

französischsprachige Personen, Zugang zu einer Ausbildung im professionellen 

Gebärdensprachdolmetschen haben. 

56. Der Ausschuss stellt fest, dass es an kohärenten, vollständigen und transparenten 

Informationen über die Auswirkungen der Prämien für Arbeitgebende und über die 

Beratungsmöglichkeiten für Menschen mit Beeinträchtigungen fehlt. Darüber hinaus ist der 

Ausschuss besorgt darüber, dass die strukturelle Zusammenarbeit zwischen Arbeitsdiensten, 

privaten Arbeitgebenden auf dem regulären Arbeitsmarkt, Einrichtungen für unterstützte 

Beschäftigung und repräsentierende Organisationen von Menschen mit Beeinträchtigungen 

höchst unzureichend ist.  

57. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, in enger Absprache mit und unter 

aktiver Beteiligung von Menschen mit Beeinträchtigungen über ihre repräsentierenden 

Organisationen auf allen föderalen Verwaltungsebenen barrierefreie Informationen 

über die verfügbaren Maßnahmen im Zusammenhang mit der Rückkehr in ein 

reguläres Beschäftigungsverhältnis, über angemessene Vorkehrungen, verfügbare 

Leistungen und auf bestimmte Arbeitsbereiche spezialisierte Verbände bereitzustellen 

und strukturelle Maßnahmen zu ergreifen, um eine wirksame Zusammenarbeit 

zwischen allen an der Unterstützung von Menschen mit Beeinträchtigungen auf dem 

Arbeitsmarkt beteiligten Stellen zu gewährleisten. 

  Angemessener Lebensstandard und sozialer Schutz (Art. 28) 

58. Der Ausschuss ist besorgt über: 

 (a)  die hohe Zahl von Menschen mit Beeinträchtigungen, die in Armut und ohne 

regelmäßige Einkommensquelle leben, wobei 13 % der Menschen mit Beeinträchtigungen in 

Haushalten mit einem Einkommen unterhalb der Armutsgefährdungsschwelle leben; 

 (b) die nicht ausreichende Berücksichtigung der Menschen mit 

Beeinträchtigungen im kommenden föderalen Plan zur Bekämpfung der Armut und die 

Tatsache, dass es offenbar keine regionalen Aktionspläne zur Bekämpfung der Armut von 

Menschen mit Beeinträchtigungen gibt. 

59. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, unter aktiver Beteiligung von und 

in enger Absprache mit Menschen mit Beeinträchtigungen, über ihre 

repräsentierenden Organisationen:  

 (a) sicherzustellen, dass das Einkommen von Menschen mit 

Beeinträchtigungen ausreicht, um ein menschenwürdiges Leben zu führen, u. a. durch 

Beibehaltung der vollen Beihilfe zur Deckung der Kosten im Zusammenhang mit den 

Beeinträchtigungen bei Aufnahme einer Beschäftigung; 

 (b) Menschen mit Beeinträchtigungen in die Strategien zur Verringerung von 

Armut und Obdachlosigkeit im kommenden föderalen Plan zur Bekämpfung der 

Armut einzubeziehen und regionale Aktionspläne zur Armutsbekämpfung zu 

verabschieden, die insbesondere auf die Situation von Frauen und Kindern mit 

Beeinträchtigungen und älteren Menschen mit Beeinträchtigungen eingehen, sowie 

Überwachungsmechanismen zur Gewährleistung einer wirksamen Umsetzung dieser 

Aktionspläne einzurichten. 

  Partizipation am politischen und öffentlichen Leben (Art. 29) 

60. Der Ausschuss stellt fest, dass auf regionaler und kommunaler Ebene Maßnahmen 

ergriffen wurden, um die Barrierefreiheit von Wahllokalen und -verfahren für Menschen mit 

Beeinträchtigungen zu verbessern. Er stellt jedoch mit Sorge fest, dass: 
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 (a)  Artikel 7 des Wahlgesetzes die Aussetzung des Wahlrechts aufgrund von 

Beeinträchtigungen zulässt; 

 (b) dass gemäß Artikel 492/1 des Zivilgesetzbuches in der Fassung des Gesetzes 

vom 28. März 2023 ein(e) Richter/-in, der bzw. die Menschen mit Beeinträchtigungen unter 

gerichtliche Schutzmaßnahmen stellt, die Befugnis hat, sie für unfähig zu erklären, ihre 

politischen Rechte auszuüben; 

 (c) einige Wahllokale, Wahlverfahren, -einrichtungen und -materialien sowie 

Informationen über die Wahlen, einschließlich öffentlicher Wahldebatten, Wahlprogramme 

und Online- oder gedrucktes Wahlmaterial, nicht barrierefrei sind;  

 (d) es an Maßnahmen zur Gewährleistung einer wirksamen Vertretung von 

Menschen mit Beeinträchtigungen, einschließlich Frauen mit Beeinträchtigungen, in 

politischen und öffentlichen Entscheidungspositionen auf föderaler, regionaler, kommunaler 

und Gemeindeebene fehlt. 

61. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, unter aktiver Beteiligung von und 

in enger Absprache mit Menschen mit Beeinträchtigungen, über ihre 

repräsentierenden Organisationen: 

 (a) alle einschlägigen Rechtsvorschriften zu ändern, um alle Maßnahmen zu 

beseitigen, die Menschen mit Beeinträchtigungen, einschließlich Menschen mit 

geistigen und/oder psychosozialen Beeinträchtigungen, das Wahlrecht vorenthalten, 

und die erforderlichen Maßnahmen bereitzustellen, um sie in ihren 

Entscheidungsprozessen zu unterstützen;  

 (b) die politischen Parteien dazu zu verpflichten, ihre Programme und 

sonstigen Mitteilungen in barrierefreier Form bereitzustellen; 

 (c) die Maßnahmen zur Gewährleistung der Barrierefreiheit der Wahl, 

einschließlich der physischen Umgebung, zu verstärken sowie Wahlmaterial und 

Informationen in barrierefreier Form für alle Menschen mit Beeinträchtigungen 

bereitzustellen; 

 (d) eine Strategie zur Förderung einer wirksamen Beteiligung von Menschen 

mit Beeinträchtigungen, einschließlich Frauen mit Beeinträchtigungen, am politischen 

und öffentlichen Leben und in Entscheidungspositionen staatlicher und privater Stellen 

auf nationaler, regionaler, kommunaler und Gemeindeebene zu verabschieden. 

 C. Spezifische Verpflichtungen (Art. 31-33) 

  Statistik und Datensammlung (Art. 31) 

62. Der Ausschuss ist besorgt darüber, dass die im Vertragsstaat verfügbaren Daten 

äußerst begrenzt und schwer vergleichbar sind, was zum Teil auf unterschiedliche 

Definitionen von Beeinträchtigungen zurückzuführen ist, und dass sie über verschiedene 

Politikbereiche verstreut sind; dass es daher schwierig ist, Entwicklungen in Staat, Wirtschaft 

und Gesellschaft zu erkennen und Verbindungen zwischen verschiedenen Datenbanken 

herzustellen; und dass das Fehlen von richtig interpretierbaren quantitativen Daten die 

Entwicklung der für die Umsetzung des Übereinkommens erforderlichen Maßnahmen und 

Aktionen erschwert, wenn nicht gar unmöglich macht.  

63. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, den Begriff „Beeinträchtigung“ in 

seiner Datenerhebung zu definieren, um eine Vergleichbarkeit für die kontextbezogene 

Interpretation zu erreichen. Er empfiehlt dem Vertragsstaat ferner, den kurzen 

Fragenkatalog der Washingtoner Gruppe für Statistiken zum Thema Behinderung und 

den Policy Marker über die Inklusion und Befähigung von Menschen mit 

Beeinträchtigungen des Ausschusses für Entwicklungshilfe der Organisation für 

wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung zu verwenden und ein System für 

die zentrale Erfassung sowohl föderaler als auch regionaler Daten einzurichten, um in 

der Lage zu sein, auf der Grundlage aller verfügbaren Daten Maßnahmen zur 

Umsetzung des Übereinkommens zu konzipieren.  
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  Internationale Zusammenarbeit (Art. 32) 

64. Der Ausschuss ist besorgt über die eng begrenzte Inklusion der Perspektive von 

Menschen mit Beeinträchtigungen in den Vorsitz des Vertragsstaats in der Europäischen 

Union im Jahr 2024 und die zu restriktive Beteiligung von Menschen mit Beeinträchtigungen 

über ihre repräsentierenden Organisationen an der Entwicklung und Bewertung von 

Strategien und Programmen der internationalen Zusammenarbeit.  

65. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, konkrete Maßnahmen zu ergreifen, 

um eine enge Konsultation und aktive Beteiligung von Menschen mit 

Beeinträchtigungen über die sie repräsentierenden Organisationen bei der 

Ausarbeitung von internationalen Kooperationsabkommen und -programmen 

sicherzustellen, insbesondere im Hinblick auf die Umsetzung und Überwachung der 

Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung und der Ziele für nachhaltige Entwicklung. 

Er empfiehlt dem Vertragsstaat ferner, die erforderlichen Maßnahmen zur Umsetzung 

des Europäischen Konsenses über die Entwicklungspolitik zu ergreifen, um die Rechte 

von Menschen mit Beeinträchtigungen weiter zu fördern.  

  Innerstaatliche Durchführung und Überwachung (Art. 33) 

66. Der Ausschuss stellt mit Besorgnis fest, dass das Interföderale Zentrum für 

Chancengleichheit (Unia) in seiner Funktion als unabhängiges Organ zur Überwachung der 

Umsetzung des Übereinkommens nicht über die Unabhängigkeit und Autorität verfügt, die 

in den Grundsätzen für den Status nationaler Institutionen zur Förderung und zum Schutz der 

Menschenrechte (Pariser Grundsätze) gefordert werden, und daher von der Globalen Allianz 

der Nationalen Menschenrechtsinstitutionen (GANHRI) nicht mit dem A-Status akkreditiert 

wurde. Er stellt ferner mit Besorgnis fest, dass die Unia seit der Einrichtung einer neuen 

Kontrollinstanz in der Flämischen Region kein Mandat mehr in Fragen der Zuständigkeit der 

Flämischen Region hat. 

67. Unter Hinweis auf seine Allgemeine Bemerkung Nr. 7 (2018) wiederholt der 

Ausschuss seine früheren Empfehlungen (Ziff. 49), dass der Vertragsstaat die 

erforderlichen Maßnahmen ergreifen sollte, um die Einhaltung der Pariser Grundsätze 

durch Unia sicherzustellen, und empfiehlt, die Akkreditierung mit A-Status für alle 

Gremien, die die Umsetzung des Übereinkommens überwachen, bei der Globalen 

Allianz der Nationalen Menschenrechtsinstitutionen (GANHRI) zu beantragen; ferner 

empfiehlt er, den organisatorischen Rahmen der Überwachungsgremien des 

Übereinkommens erforderlichenfalls anzupassen, um den A-Status zu erhalten. 

Darüber hinaus empfiehlt er dem Vertragsstaat, klare Verfahren für die Einbeziehung 

und volle Beteiligung von Menschen mit Beeinträchtigungen und ihren 

repräsentierenden Organisationen in allen Gremien zur Überwachung des 

Übereinkommens festzulegen. Außerdem empfiehlt der Ausschuss, dass Unia und das 

Flämische Menschenrechtsinstitut (VRMI) eine konstruktive Partnerschaft zur 

Überwachung des Übereinkommens aufbauen. 

 IV. Folgemaßnahmen 

  Verbreitung von Informationen 

68. Der Ausschuss unterstreicht die Wichtigkeit aller in den vorliegenden 

Abschließenden Bemerkungen enthaltenen Empfehlungen. Hinsichtlich der dringend 

zu ergreifenden Maßnahmen möchte der Ausschuss den Vertragsstaat auf die 

Empfehlungen in den Ziffern 25 (Gleiche Anerkennung vor dem Recht), 29 (Freiheit 

und Sicherheit der Person) und 39 (Selbstbestimmte Lebensführung und Inklusion in 

die Gemeinschaft) aufmerksam machen. 

69. Der Ausschuss ersucht den Vertragsstaat, die in den vorliegenden 

Abschließenden Bemerkungen enthaltenen Empfehlungen des Ausschusses 

umzusetzen. Er empfiehlt dem Vertragsstaat, die Abschließenden Bemerkungen zur 

Prüfung und Umsetzung an die Mitglieder der Regierung und des Parlaments, 

Amtspersonen der zuständigen Ministerien, lokale Behörden und Angehörige 
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einschlägiger Berufsgruppen, wie etwa Fachleute aus den Bereichen Bildung, Medizin 

und Recht, sowie an die Medien weiterzuleiten und dabei moderne Strategien der 

sozialen Kommunikation zu nutzen. 

70. Der Ausschuss ermutigt den Vertragsstaat nachdrücklich, Organisationen der 

Zivilgesellschaft, insbesondere Organisationen von Menschen mit Beeinträchtigungen, 

an der Ausarbeitung seines periodischen Berichts zu beteiligen. 

71. Der Ausschuss ersucht den Vertragsstaat, die Abschließenden Bemerkungen 

weit zu verbreiten, etwa auch an nichtstaatliche Organisationen, repräsentierende 

Organisationen von Menschen mit Beeinträchtigungen und an Menschen mit 

Beeinträchtigungen selbst und ihre Familienangehörigen, in Landes- und 

Minderheitensprachen, einschließlich Gebärdensprache, und in barrierefreien 

Formaten. Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat außerdem auf, diese auf der 

Website der Regierung über die Menschenrechte zu verbreiten. 

  Nächster Bericht 

72. Der Vertragsstaat hat sich dafür entschieden, seine periodischen Berichte im 

Rahmen des vereinfachten Berichterstattungsverfahrens vorzulegen. Im Rahmen des 

vereinfachten Berichterstattungsverfahrens übermittelt der Ausschuss dem 

Vertragsstaat mindestens ein Jahr vor dem 2. August 2031, dem Datum, an dem der 

kombinierte vierte, fünfte und sechste periodische Bericht des Vertragsstaats fällig ist, 

einen Fragenkatalog, der vor der Berichterstattung zu beantworten ist. Die Antworten 

des Vertragsstaats auf diesen Fragenkatalog werden seinen vierten, fünften und 

sechsten periodischen Bericht bilden. 

    


